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Örtliche Bauvorschrift der Stadt Halberstadt  

über die Zahl der notwendigen Stellplätze [Beschluss Nr. 43 (V/09)] 
 

      hier:    1. Beschluss zur Einleitung des Aufhebungsverfahrens 
        2. Entwurfs- und Auslegungsbeschluss  
       

 

Der Stadtrat der Stadt Halberstadt hat in seiner Sitzung am 22.10.2009 beschlossen: 

„1.  Die Örtliche Bauvorschrift über die Zahl der notwendigen Stellplätze nach § 85 Abs.1 
Pkt.1 Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) soll aufgehoben werden. Die 
Verwaltung wird mit der Durchführung des notwendigen Verfahrens beauftragt. 

2. Der Entwurf des Beschlusses zur Aufhebung der Örtlichen Bauvorschrift über die Zahl 
der notwendigen Stellplätze wird einschließlich der Begründung nach den Vorschriften 
des § 85 Abs. 3 BauO LSA i. V. m. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) für die Dauer ei-
nes Monats öffentlich ausgelegt.“ 

Es wird darauf hingewiesen, dass auf einen Umweltbericht verzichtet wird. 
Der Entwurf des Beschlusses zur Aufhebung der Örtlichen Bauvorschrift über die Zahl der 
notwendigen Stellplätze und die Begründung liegen in der Zeit  
 

vom 5. Januar 2010 bis 5. Februar 2010 
 

in der Stadtplanung der Stadt Halberstadt, Domplatz 49, während der Dienstzeiten aus. 
Während der Auslegung wird jedermann Gelegenheit zur Anhörung und Erörterung gegeben. 
Nicht fristgerecht vorgebrachte Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung unberück-
sichtigt bleiben.  
Nach § 47 Abs. 2a Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist ein Normenkontrollantrag unzu-
lässig, wenn Einwendungen geltend gemacht werden, die im Rahmen der Öffentlichkeitsbe-
teiligung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können.  
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